
Antrag 

gemäß § 27 Abs. 3 GOG 

der Abgeordneten Jeitler-Cincelli, Harrer, Holzegger 

Kolleginnen und Kollegen 

betreffend Law-as-Code für eine moderne, digitale und effiziente Gesetzgebung 

eingebracht im Zusammenhang mit TOP 5 Antrag der Abgeordneten Süleyman Zorba, 

Kolleginnen und Kollegen betreffend Digitalisierung in der Gesetzgebung - Strategie für Law 
as Code (887/A(E)) 

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Digitalisierung wolle beschließen: 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, aufbauend auf den bisherigen Arbeiten zum Proof of 

Concept Law as Code for Procedures of Public Administration einen österreichischen Law-as­

Code-Bericht vorzulegen, der 

• die Umsetzungspotenziale in Österreich beleuchtet. 

• darlegt welche Voraussetzungen für eine Umsetzung gegeben sein müssten. 

• untersucht welche Rechtsmaterien für Law as Code geeignet sind. 

• Pilotprojekte in geeigneten Verwaltungsbereichen vorschlägt und deren 

Auswirkungen auf Verwaltungsau/wand, Verfahrensdauer, Rechtsqualität und 

Nutzerfreundlichkeit abschätzt. 

• einen konkreten Zeitplan einschließ/ich Finanzierungs- und Umsetzungskonzept sowie 

messbarer Ziele zur Entbürokratisierung und Effizienzsteigerung enthält. 

• untersucht wie die Zusammenarbeit mit Partnerstaaten sowie eine Nutzung 

gemeinsamer europäischer Standards umgesetzt werden kann." 

Begründung 

Eine leistungsfähige Verwaltung ist ein entscheidender Standortfaktor und Voraussetzung für 

einen handlungsfähigen Staat. Während viele Verwaltungsverfahren zunehmend digital 

abgewickelt werden, basiert die Gesetzgebung nach wie vor ausschließlich auf sprachlich 

formulierten Rechtstexten. Soll ein Gesetz in digitalen Verwaltungsverfahren automatisiert 

angewendet werden, muss es nachträglich in Programmcode übersetzt werden. Dieser 

Prozess erfolgt oftmals mehrfach - in Bundes- und Landesverwaltungen ebenso wie in der 

Privatwirtschaft - und verursacht erheblichen Aufwand, vermeidbare Kosten sowie 

Inkonsistenzen. 
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International setzt sich daher zunehmend das Konzept Law as Code durch. Dabei werden 

Rechtsnormen bereits im Gesetzgebungsprozess parallel zum juristischen Text in einer 

strukturierten, maschinenlesbaren Form entwickelt. Recht wird dadurch nicht ersetzt, 

sondern digital nutzbar gemacht. Verwaltungsverfahren können einfacher automatisiert, 

schneller umgesetzt und transparenter gestaltet werden. Das verbessert den Service für 

Bürgerinnen und Bürger ebenso wie für Unternehmen und reduziert langfristig 

Bü rokratiekosten. 

Mehrere Staaten haben diesen Weg bereits eingeschlagen. Neuseeland nutzt Law-as-Code­

Prinzipien für Familienleistungen, Frankreich setzt mit OpenFisca auf offene Lösungen im 

Steuer- und Sozialrecht und auch Australien, Kanada sowie Singapur entwickeln 

entsprechende Anwendungen. Die OECD empfiehlt in ihrem Bericht Cracking the Code 

(2020) klare Grundprinzipien wie Transparenz, Nachvollziehbarkeit, Interoperabilität und 

Rechenschaftspflicht. Auch Deutschland hat Law as Code mittlerweile als Bestandteil einer 

modernen Rechtsetzung verankert. 

Mit dem Digital Austria Act 2.0 und dem Digi-Ready-Check wurden auch in Österreich erste 

Schritte gesetzt. Diese Instrumente prüfen zwar die digitale Umsetzbarkeit neuer 

Regelungen, gehen aber noch nicht so weit, Gesetze von Beginn an in einer 

maschinenlesbaren Form bereitzustellen. Genau hier liegt das Potenzial des Law-as-Code­

Ansatzes. 

Zwischen 2022 und 2024 wurde unter Federführung des Bundeskanzleramts gemeinsam mit 

der Universität Wien bereits ein entsprechender Demonstrator entwickelt. Damit wurde 

gezeigt, dass eine Umsetzung auf Basis offener internationaler Standards technisch möglich 

ist. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse sollten nicht ungenutzt bleiben, sondern in eine 

langfristige Strategie für eine moderne Gesetzgebung einfließen. 

Law as Code bedeutet nicht, politische Entscheidungen zu automatisieren. Die 

demokratische Gesetzgebung und der verbindliche Gesetzestext bleiben selbstverständlich 

Grundlage des Rechts. Vielmehr soll der Vollzug bestehender Rechtsnormen dort erleichtert 

werden, wo Entscheidungen objektiv regelbasiert getroffen werden können. Bereiche mit 

Ermessensentscheidungen oder unbestimmten Rechtsbegriffen bleiben weiterhin 
menschlicher Beurteilung vorbehalten. 

Eine moderne Gesetzgebung muss gleichzeitig rechtsstaatlich, transparent und technologisch 

offen sein . Offene Standards und Open-Source-Technologien stärken die digitale Souveränität 

Österreichs, fördern Wettbewerb und verhindern langfristige Abhängigkeiten von einzelnen 

Softwareanbietern. Ebenso sind transparente Algorithmen, wirksamer Rechtsschutz sowie 

die vollständige Einhaltung der Datenschutz-Grundverordnung und der europäischen Kl­
Verordnung unverzichtbare Voraussetzungen. 

Law as Code ist damit kein Selbstzweck, sondern ein Instrument für bessere Rechtsetzung, 

weniger Bürokratie, effizientere Verwaltungsverfahren u d einen wettbewerbsfähigen 

Wirtschaftsstandort. Österreich verfügt bereits über r: te Erfahrungen und sollte diese J 
kons•:;;rentwicked/t. t/r ~~ . 
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